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Regelung der Garantieansprüche zu beraten und Hilfe zu lei­
sten.

(3) Zwischen dem Auftragnehmer oder der typgleichen Ver­
tragswerkstatt und dem Auftraggeber ist ein Termin für die 
Zuführung des Instandhaltungsgegenstandes zu vereinbaren.

(4) Über den Garantieanspruch ist bei eindeutiger Sachlage 
sofort zu entscheiden. Ist das wegen der Art des Mangels 
nicht möglich, ist die Entscheidung unverzüglich dem Auftrag­
geber schriftlich mitzuteilen.

(5) Wird der Garantieanspruch bei einer typgleichen Ver­
tragswerkstatt geltend gemacht und durch gleichzeitige Vor­
lage der Rechnung oder in anderer geeigneter Weise (z. B. Ga­
rantiebeleg, Qualitätspaß) nachgewiesen, übernimmt diese die 
Regelung des Garantieanspruches. Sie hat sich dazu mit dem 
Garantiegeber unverzüglich über die Anerkennung des Ga­
rantieanspruches abzustimmen.

(6) Wird der gemäß Abs. 5 geforderte Nachweis nicht gleich­
zeitig geführt, ist der Garantieanspruch beim Garantiegeber 
geltend zu machen, auch wenn die Leistung durch eine typ­
gleiche Vertragswerkstatt erbracht wurde.

(7) Die typgleichen Vertragswerkstätten haben über die aus­
geführten Leistungen Rechnung zu erteilen und ein Protokoll 
zu übergeben, das mindestens zu enthalten hat:

a) Name und Anschrift des Auftraggebers,
b) Bezeichnung des Leistungsgegenstandes (Typ, polizeili­

ches Kennzeichen, Fabrikat der Baugruppe, Motor- oder 
Fahrgestell-N r.),

c) bei Vorlage der Rechnung oder der Garantieurkunde de­
ren Nummer,

d) Datum der Mängelanzeige, Datum der Mängelabstellung 
bzw. Fahrzeugübergabe an den Auftraggeber,

e) Bezeichnung der Mängelursache,
f) Stempel und Unterschrift des ausfertigenden Betriebes, 

gegebenenfalls Telefon-Nummern.
(8) Der Auftragnehmer oder die typgleiche Vertragswerk­

statt ist verpflichtet, die vom Auftraggeber angezeigten Män­
gel unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb von 21 Tagen 
oder der vereinbarter) Frist, zu beseitigen oder eine dem Um­
fang des Mangels entsprechende Herabsetzung des Rech­
nungsbetrages mit dem Auftraggeber zu vereinbaren. Über­
schreitet der Minderungsanspruch 10 %, ist die Garantiever­
pflichtung durch Nachbesserung oder Ersatzleistung zu erfül­
len. Preisminderung kann der Auftraggeber nur vom Auf­
tragnehmer fordern; das gleiche trifft für die Geltendma­
chung von Aufwands- und Schadenersatzansprüchen zu.

(9) Bei der Geltendmachung der Garantieansprüche durch 
Auftraggeber, die dem Geltungsbereich des Vertragsgesetzes 
unterliegen, gilt das Vertragsgesetz, soweit in dieser Anord­
nung keine speziellen Regelungen getroffen wurden.

§ 15
Garantieausschluß

(1) Ein Garantieanspruch ist nicht gegeben, wenn der Auf­
traggeber

a) den Instandhaltungsgegenstand nicht sachgemäß genutzt 
oder behandelt hat oder dieser durch Unfall beschädigt 
wurde und der angezeigte Mangel darin seine Ursache 
hat;

b) an dem Instandhaltungsgegenstand, bezogen auf die er­
brachte Leistung, ohne Zustimmung des Auftragnehmers 
Änderungen, Nachbesserungen oder Instandsetzungen 
ausgeführt hat oder durch Dritte hat ausführen lassen 
und der angezeigte Mangel darin seine Ursache hat. Das 
gilt nicht, wenn diese Leistungen durch typgleiche Ver­
tragswerkstätten gemäß § 14 Abs. 5 oder durch Kfz-In- 
standhaltungsbetriebe im Rahmen der Unterwegshilfe 
erbracht wurden;

c) den Instandhaltungsgegenstand nicht gemäß § 14 Abs. 1 
außer Betrieb gesetzt hat;

d) den Mangel gemäß § 14 Absätze 1 oder 2 nicht angezeigt 
hat.

(2) Ein Garantieanspruch bei Baugruppen- und Grundin­
standsetzungen ist nicht gegeben, wenn der Auftraggeber nicht 
innerhalb der Garantiezeit eine Durchsicht nach 1 000 km, bei 
Grundinstandsetzungen eine weitere Durchsicht nach 3 000 km 
Laufleistung auf einwandfreie Montage und Betriebsbedin­
gungen hat durchführen lassen. Die Durchführung ist recht­
zeitig erfolgt, wenn die Abweichungen von den festgelegten 
Laufleistungen nicht größer als + 10 % sind. Der Auftrag­
geber hat die Durchsichten vom Auftragnehmer, von einer 
Vertragswerkstatt für den jeweiligen Fahrzeugtyp oder von 
einer vom Auftragnehmer anerkannten Betriebswerkstatt auf 
seine Kösten ausführen zu lassen, soweit in den dafür gelten­
den Preisen für die Grundinstandsetzung keine Kostenanteile 
enthalten sind. Die Kosten der Zuführung trägt in jedem Fall 
der Auftraggeber.

§ 16
Verantwortlichkeit des Auftragnehmers 

für Schäden und Verluste
Die Verantwortlichkeit für Schäden und Verluste an den 

zur Instandhaltung übergebenen Kraftfahrzeugen und Bau­
gruppen ergibt sich aus dem Zivilgesetzbuch bzw. dem Ver­
tragsgesetz. Ist der Auftragnehmer für die Beschädigung von 
Teilen verantwortlich, besteht im Rahmen der Schadenersatz­
leistung vorrangig die Verpflichtung instand zu setzen.

§17
Vertragsstrafen

(1) Zur Gewährleistung einer qualitäts- und termingerech­
ten Instandhaltung von Kraftfahrzeugen oder Baugruppen 
sind für Pflichtverletzungen aus wechselseitigen Beziehungen 
der Partner, die dem Geltungsbereich des Vertragsgesetzes un­
terliegen, Vertragsstrafen gemäß dem Vertragsgesetz und der 
Ersten Durchführungsverordnung vom 25. Februar 1965 zum 
Vertragsgesetz — Vertragsstrafen und Preissanktionen — 
(GBl. II Nr. 34 S. 249) zu zahlen.

(2) Darüber hinaus hat der Auftraggeber Vertragsstrafe zu 
zahlen, wenn er die vereinbarten Zuführungstermine nicht 
einhält. Sie beträgt für jeden Tag des Verzuges 0,5 % der In­
standhaltungskosten, höchstens jedoch 300 M.

§18
Schlußbestimmungen

(1) Diese Anordnung tritt am 1. Februar 1979 in Kraft. Sie 
findet auf alle Instandhaltungsverträge Anwendung, die nach 
dem Inkrafttreten dieser Anordnung ,zu erfüllen sind.

(2) Gleichzeitig tritt die Anordnung vom 24. Januar 1973 
über die Allgemeinen Leistungsbedingungen für Instandhal­
tungsleistungen an Kraftfahrzeugen (GBl. I Nr. 8 S. 93) außer 
Kraft.

Berlin, den 5. Dezember 1978

Der Minister für Verkehrswesen 
A r n d t

Anordnung 
über diätetische Lebensmittel

vom 28. November 1978

Auf Grund des Lebensmittelgesetzes vom 30. November 1962 
(GBl. I Nr. 12 S. 111) in der Fassung der Ziff. 35 der Anlage 
zum Anpassungsgesetz vom 11. Juni 1968 (GBl. I Nr. 11 S. 242) 
sowie Ziff. 5 der Anlage zum'Gesetz vom 24. Juni 1971 über 
die Neufassung von Regelungen über Rechtsmittel gegen 
Entscheidungen staatlicher Organe (GBl. I Nr. 3 S. 49) wird 
folgendes angeordnet:

§ 1
(1) Diese Anordnung regelt die Anforderungen an diäteti­

sche Lebensmittel gemäß § 2 Abs. 2 des Lebensmittelgesetzes.


